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Mit neuenAKW ...

der Schweiz steigt. Könnte das
negative Folgen haben für Sulzer?

Der grösste Teil unserer
14000Mitarbeiter arbeitet nicht
in der Schweiz, sondern global
an vielen verschiedenen Stand-
orten. Längerfristig gilt aber:
Eine sichere und einigermassen
kostengünstige Energieversor-
gung ist fundamental – nicht nur
für uns, sondern für die gesamte
Schweizer Industrie.

Als Chefin des Stromversorgers
BKW entschieden Sie, das 1972
in Betrieb genommene Kernkraft-
werk Mühleberg abzustellen. War
das aus heutiger Sicht ein Fehler?

Mühleberg hätte enorme
Investitionen benötigt, undwir
hätten es dennoch inwenigen
Jahren stilllegenmüssen. Die
relevante Frage ist eine andere.

Welche?
Damals war geplant, als Ersatz

inMühleberg ein hochmoder-

nes, sicheres und sehr leistungs-
starkes neues Kernkraftwerk zu
bauen. Die Berner Stimmbevöl-
kerung sagte Ja dazu. Es gab
zudem Pläne für eine zweite
Anlage. Hätteman diese geplan-
ten AKW in Angriff genommen,
wärenwir bald in einer deutlich
besseren Lage, was die Strom-
versorgung angeht.

Das Stimmvolk sagte mit dem Ja
zur Energiestrategie aber Nein zu
neuen Atomkraftwerken.

Das ist selbstverständlich zu
akzeptieren. Allerdingsmüssen
wir jetzt mit den Folgen leben.

Holland will zwei Kernkraftwerke
bauen, Italien prüft den Einstieg
in die Technologie, in Polen und
Tschechien gibt es neue Projekte.
Ist die Technologie im Aufwind?

Die Nukleartechnik erlebt
tatsächlich eine Renaissance.
Besonders vielversprechend
sind neue Technologienwie die
sogenannten kleinen,modula-
ren Reaktoren. Diese haben eine
Reihe von Vorteilen, gerade aus
sicherheitstechnischer Sicht. Der
grosse Vorteil der Kerntechno-

logie ist aber der: Sie produziert
mit wenig Ressourcen und auf
kleinemRaum sehr viel Energie.

Die Schweiz will hingegen massiv
erneuerbare Energien zubauen,
darunter grosse Solaranlagen in
den Alpen und Windräder. Wie
realistisch ist das?

Ich sehe diese Technologien
als Teil der Lösung – aber eben
nur als Teil. Die Schweiz ist ein
dicht besiedeltes Land, in dem
es zumBeispiel nur wenig wirk-
lich gute Standorte fürWind-
kraftwerke gibt.Wir brauchen
als industrialisiertes Land aber
viel Strom. Und dann kommt
ja noch hinzu, dass wir für den
Klimaschutz das Heizen und die
Mobilität elektrifizierenwollen.

Das heisst?
Uns geht der Strom aus. Da

müssenwir uns überlegen, die
Elektrifizierung langsamer anzu-
gehen. Undwirmüssen drin-
gend von ideologischen Diskus-
sionenwegkommen.

Was wären denn unideologische
Lösungen?

Es braucht Kompromisse.
Wennwir aus der fossilen und
der Kernenergie aussteigen, darf
das nicht heissen, dass wir ab
sofort keine solchen Anlagen
mehr bauen dürfen.Wirmüssen
erkennen: Die Energieversor-
gung ist in einer Übergangs-
phase, die nicht Jahre, sondern
Jahrzehnte dauernwird.Wir
können uns ein Ziel setzen,
müssen auf demWeg dorthin
aber flexibel bleiben.

Es will aber kein Stromunterneh-
men in Kernkraft investieren.

Unternehmen fällenwirt-
schaftliche und nicht politische
Entscheide.Würdeman in der
Schweiz auf die AKW-Pläne
zurückkommen,müsste der
Staat bis zu einem gewissen Grad
die finanziellen Risiken über-
nehmen. So liessen sich dann
aber auch private Investoren
finden.

Sie sind heute eine der wichtigsten
Frauen in der Schweizer Wirt-
schaft – und damit auch ein Vor-
bild. Freut Sie das?

Es freutmich, wenn ich heute

für junge Frauen ein Rollenmo-
dell sein kann. Ich habe gemerkt,
wie wichtig das für denweib-
lichen Nachwuchs ist.

Wer waren Ihre Vorbilder?
Politikerinnenwie Indira

Gandhi oder GoldaMeir. Als ich
17 Jahre alt war, wurdeMargaret
Thatcher Premierministerin.
Mein Deutschlehrer sagte
damals, die könne das doch
nicht und sei bald wieder weg.

Welchen Rat würden Sie jungen
Frauen am Anfang der Karriere-
leiter geben?

Zuerst einen allgemeinen:Wir
müssen endlich dafür sorgen,
dass es für Familien nicht zum
Nullsummenspiel oder gar zum
Nachteil wird, wenn beide Eltern
arbeiten. Probleme sind hier
die Steuerprogression und
die hohen Betreuungskosten.
Jungen Frauen rate ich, allen
Widrigkeiten zumTrotz den
eigenen beruflichenWeg zu
gehen, dabei aber nicht immer
den bequemsten zuwählen und
–wenn nötig – viel Durchhalte-
vermögen an den Tag zu legen.

DieKerntech-
nologie produziert
mitwenig
Ressourcen sehr
viel Energie.

Albert Steck

Die gefürchtete Altersguillotine
ist am Verschwinden. Arbeits-
kräfte über 55 zählten bis vor kur-
zem zum alten Eisen. Jetzt sind
sie plötzlich begehrt. Die Arbeits-
losigkeit in dieser Altersgruppe
ist auf unter 2% gesunken.

Der Grund ist der Fachkräfte-
mangel, der sich laut dem Perso-
nalvermittler Adecco «drastisch
zugespitzt» hat. Zum Beispiel
haben die Spitäler Hunderte Bet-
ten geschlossen, weil das nötige
Personal fehlt. Landesweit sind
120 000 Stellen vakant – 50%
mehr als vor der Pandemie.

Die Knappheitwird sichweiter
verschärfen: In den nächsten
zehn Jahren gehen eine halbe
Million mehr Menschen in Pen-
sion, als junge nachrücken. Die
Firmen versuchen daher, ihre
älteren Arbeitskräfte besser an
sich zu binden – über das Pen-
sionsalter hinaus.

Viele Beschäftigte zeigen sich
in Umfragen bereit, auch nach 65
zu arbeiten, womöglich in einem
reduzierten Pensum. Die Ver-
sicherung Swiss Life beziffert
den Anteil der Interessierten auf
50%, die BeratungsfirmaDeloitte
kommt auf 40%. Tatsächlich aber
geht nur eine kleine Minderheit
der Rentner weiterhin einer Be-
schäftigung nach.

Denn für viele ist es schlicht zu
wenig attraktiv. Hier kommt eine
zweite Altersguillotine ins Spiel,
und zwar vonseiten der AHV:Wer
nach 65 arbeitet, zahlt trotzdem
Beiträge für die Sozialversiche-
rungen von AHV, IV und EO. Der-
zeit sind es 10,6% für Angestellte
und 10,0% für Selbständige. Folg-
lichbleibenErwerbstätige auch im
Rentenalter beitragspflichtig, je-
doch profitieren sie bis heute von
keiner Gegenleistung. Ihre Pen-
sion können sie nicht aufbessern.

Es geht umviel Geld
«De facto handelt es sich um eine
Steuer – was das Prinzip einer
Sozialversicherung verletzt», kri-
tisiert der Luzerner FDP-Stände-
rat Damian Müller. «Das ist etwa
so, als würde man eine Person
ohne Auto zwingen, eine Auto-
versicherung abzuschliessen.»
Müller sagt, er höre aus der Praxis
regelmässig, dass sich Beschäftig-
te gegen eine Weiterarbeit nach
65 entschieden, weil es sich
finanziell zuwenig lohne.

Früher existierte keine AHV-
Beitragspflicht für Erwerbstätige
im Rentenalter, sie wurde erst im

DieAHVschröpftErwerbstätigeüber65

Jahr 1979 eingeführt.Warumalso
schafft der Bund sie nicht wieder
ab? So könnte er den Fachkräfte-
mangel entschärfen – zumal die
Förderung des inländischen Pools
an Arbeitskräften zu den wich-
tigsten Legislaturzielen zählt.

Was dem im Wege steht: Die
AHV verdientmit den «Ü 65» viel
Geld. Wobei die Höhe dieser Ein-
nahmenbisher imDunkeln blieb.
Doch nun hat der St. Galler Alt-
Nationalrat und Vorsorgeexperte
Andreas Zeller die lückenhaften
Daten des Bundesamts für Sozial-
versicherungen (BSV) neu ausge-
wertet: Demnach finanzieren die
über 65-Jährigen AHV, IV und EO
mit 600Mio. Fr. im Jahr.

Die hohe Summe zeige das
Dilemma des Bundes, sagt Zeller.
«Zwar ist die AHV dringend auf
Einkünfte angewiesen, um die
steigenden Ausgaben zu decken.
Der Preis dafür ist aber, dass viele
Rentner die Lust amWeiterarbei-
ten verlieren und aus dem Er-
werbsleben vertriebenwerden.»

Wenn ältere Arbeitskräfte län-
ger produktiv blieben, profitiere
letztlich die gesamteWirtschaft,

betont auchMathias Binswanger,
Ökonomieprofessor an der Fach-
hochschule Nordwestschweiz.
«Anreize für eine freiwillige Wei-
terarbeit lohnen sich in zweierlei
Hinsicht: Erstens unterstützen sie
das Wachstum. Denn die Lücke
auf demArbeitsmarkt könnenwir
nicht allein durch Zuwanderung
schliessen. Und zweitens tragen
sie der demografischen Alterung
Rechnung, weil der Anteil der er-
werbstätigen Bevölkerung in Zu-
kunft immermehr sinkt.»

Dochwie viele Personen arbei-
ten heute überhaupt nach der
Pensionierung? Die Daten dazu
sind verwirrlich. Gemäss der
schweizerischen Arbeitskräfte-
erhebung sind es 180 000 Perso-
nen. Auf eine nur halb so grosse
Zahl kommt hingegen das BSV,
nämlich auf 90 000 AHV-pflich-
tige Rentner.

Die Diskrepanz lässt sich teil-
weise durch den AHV-Freibetrag
erklären: Erwerbstätige Rentner
müssen erst dann in die AHV ein-
zahlen, wenn ihr Lohn 16 800 Fr.
im Jahr übersteigt. Diese Frei-
grenze wurde übrigens 1996

DerMangel anFachkräften spitzt sich zu. EinGrund ist dieAHV:Sie vertreibtÄltere ausdemArbeitsmarkt

letztmals an die Teuerung an-
gepasst. Die Daten des BSV deu-
teten darauf hin, dass viele
Erwerbstätige im Pensionsalter
ihr Einkommen bewusst unter
16 800 Fr. hielten, erklärt An-
dreas Zeller: «Das zeigt, dass nur
schon eine Erhöhung des Frei-
betragsmehr Rentnermotivieren
würde, das Arbeitspensumaufzu-
stocken.»

Kommt hinzu: Nicht nur bei
der AHV werden Arbeitstätige
über 65 benachteiligt, sondern oft
auch bei den Steuern. Der Vor-
sorgespezialist Daniel Jud vonder
Firma Pensexpert illustriert dies
am Beispiel einer ledigen Person,
wohnhaft in Bern,mit einem Jah-
reslohn von 90 000 Fr. Bis 65
zahlt diese knapp 13 000 Fr. an
Steuern. Arbeitet sie nach der
Pensionierung weiter, so steigt
die Steuerrechnung aber auf
33 000 Fr. Denn nebst dem Lohn
muss sie zusätzlich ein Renten-
einkommen von 60 000 Fr. ver-
steuern, was die Steuerprogres-
sion stark nach oben treibt.

Zwar könneman die Rente aus
AHVundPensionskasse aufschie-

ben, erklärt Jud. «Viele Pensio-
nierte entscheiden sich jedochda-
gegen, weil ihnen die Rente eine
finanzielle Sicherheit gibt. Zudem
kommt ein Job-Angebot oft kurz-
fristig. Dann wäre es sinnvoll,
man könnte die Rentenzahlung
vorübergehend sistieren – was
heute nichtmöglich ist.»

Immerhin, eine minimale Ver-
besserung bietet die AHVnunmit
der Reform, die das Volk im
Herbst knapp angenommen hat.
Diese erhöht nicht nur das Ren-
tenalter der Frauen. In manchen
Fällen führt die Arbeit nach 65
neu zu einer Verbesserung der
Rente. «Allerdings sind die Krite-
rien so streng, dass nur sehr
wenige profitieren», sagt Jud.
«Primär sind es Personen, die
Lücken bei den Beitragszahlun-
gen aufweisen.»

Frührentner profitieren
Zwar sei das ein kleiner Schritt
gegen den Fachkräftemangel, er-
klärt Ständerat Müller. Viel stär-
ker ins Gewicht falle aber, dass
der Bund gleichzeitig die Früh-
pensionierung attraktivermache.
Wer mit 63 statt 65 die Rente be-
zieht, muss heute eine Kürzung
von 13,6% hinnehmen. Ab 2027
wird diese Senkung praktisch hal-
biert: «Damit nimmt der Anreiz,
vorzeitig in den Ruhestand zu
gehen, sogar noch zu. Vor allem
Hochqualifizierte lassen sich
noch schwieriger im Arbeits-
markt halten.» Zudem entstün-
den für die AHV zusätzliche Kos-
ten von 300 bis 400Mio. Fr.

Auch ein Aufschub der AHV ist
heute möglich, ummaximal fünf
Jahre. Wer die Rente erst mit 70
bezieht, erhält einen Zuschlag
von 31,5%. Dieser Satz wird ab
2027 auf rund 25% gesenkt. Ein
späterer AHV-Beginn lohnt sich
dann noch weniger – dabei wäh-
len derzeit nur gerade 2% der
Rentner einen Aufschub.

«Das Parlament hat es sträflich
verpasst, bessere Anreize für die
freiwillige Weiterarbeit nach 65
zu setzen – zumeinem Bedauern
geht diese Kritik auch anmanche
bürgerlichen Kollegen», erklärt
FDP-Ständerat Müller. «Im Hin-
blick auf die demografische Alte-
rung und die Knappheit bei den
Arbeitskräften sollten wir jetzt
zumindest die Freigrenze bei der
AHV zügig erhöhen.» Immerhin,
ein positives Beispiel gebe es, so
Müller. Denn wenigstens bei der
Arbeitslosenversicherung müs-
sen die arbeitstätigen Rentner
keine Beiträge einzahlen.
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Viele Personen über 65würden gerne länger arbeiten: Trotzdem verzichten diemeisten, weil die Rechnung für sie nicht aufgeht.

10,6%
ihres Lohns zahlen Angestellte
im Rentenalter für AHV, IV und
EO. Ihre Pension können sie
damit aber nicht aufbessern.

600Mio.Fr.
pro Jahr betragen die Abgaben
der Erwerbstätigen über 65. Der
Zustupf für die AHV ist zwar be-
gehrt, aber ebenso umstritten.

Wie die AHV abkassiert


